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5. Wahlperiode 


Drucksache Y/3512 


Antrag 

der Abgeordneten Schultz (Gau-Bischofsheim), Ollesch, Jung 
und der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Ergänzung des Soldatengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Rechtsstellung der Soldaten 
(Soldatengesetz) vom 19. März 1956 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 114), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
4, September 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 965), wird 
wie folgt geändert: 


Tn § 29 Abs. 2 wird nach Satz 1 folgender neuer 
Satz eingefügt: 

„Dazu gehören auch alle Unterlagen, die zu einer 
Einordnung des Soldaten in vergleichende Wer- 
tungs- und Eignungslisten dienen, aufgrund derer 
Beförderungen vorgenommen werden." 

Satz 2 wird Satz 3. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 18. November 1968 


Schultz (Gau-Bischofsheim) 
Ollesch 
Jung 

Mischnidc und Fraktion 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerci, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
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Drucksadie V/3512 


Deutsdier Bundestag — 5. Wahlperiode 


Begründung 


über die Offiziere der Bundeswehr werden verglei- 
chende Wertungs- und Eignungslisten geführt. Diese 
Listen dienen der Personalplanung und sollen einer 
optimalen Verwendung der im Dienst stehenden 
Offiziere dienen. Beförderungen werden u. a. danacii 
vorgenommen, welchen Platz der betreffende Offi- 
zier in den Wertungs- und Eignungslisten einnimmt. 
Die Listen können von den Offizieren nicht ein- 
gesehen werden. 

Zur Ergänzung und vollen Auswertung der Beur- 
teilungen der Offiziere werden Wertungs- und 
Eignungskarten angelegt. Diese werden durch den 
Bundesminister der Verteidigung zu den oben- 
genannten Wertungs- und Eignungslisten zusammen- 
gefaßt. Dem Offizier ist eine Einsicht auch in die 
Wertungs- und Eignungskarten verwehrt. Obwohl 
man durchaus die Ansicht vertreten kann, daß es 
sich bei den Wertungs- und Eignungskarten um eine 
Beurteilung handelt, die die Beförderung beeinflus- 
sen kann, hat die Bundesregierung es bisher abge- 
lehnt, den Inhalt dieser Karten dem Soldaten gemäß 
§ 29 Abs. 2 Soldatengesetz zu eröffnen. Diese Situa- 
tion ist von den Offizieren mit Recht als unbefriedi- 
gend empfunden worden. Sie fühlen sich anonymen 
Kräften in den Personalstellen hilflos ausgeliefert, 
deren Beurteilung, wie sie sidi in den Wertungs- 
und Eignungskarten niederschlägt, sie nicht einmal 
erfahren. 

Der Gesetzentwurf bezweckt, hier eine Abhilfe zu 
schaffen. Es soll klargestellt werden, daß die in den 
Wertungs- und Eignungskarten niedergelegten Be- 
urteilungen des Offiziers zu eröffnen sind. Auf 
diese Weise wird sichergestellt, daß bei Beförde- 
rungen nur Feststellungen berücksichtigt werden, 
die der Soldat auch kontrollieren kann. 
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